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38. Gesetz vom 9. März 2005, mit dem das Tiroler Krankenanstaltengesetz geändert wird
39. Gesetz vom 9. März 2005, mit dem das Tiroler Patientenentschädigungsfonds-Gesetz geändert wird
40. Gesetz vom 9. März 2005 über die Tiroler Patientenvertretung
41. Verordnung der Landesregierung vom 19. April 2005, mit der die Verordnung der Landesregierung betreffend die

Übertragung der Besorgung einzelner Angelegenheiten auf dem Gebiet der örtlichen Baupolizei einiger Gemein-
den Tirols auf die örtlich zuständige Bezirkshauptmannschaft geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Krankenanstaltengesetz, LBGl. Nr. 5/
1958, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 46/
2003, wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 1 des § 10 wird in der lit. h der Punkt durch
einen Strichpunkt ersetzt und folgende Bestimmung als
lit. i angefügt:

„i) die Behandlung der Beschwerden von Pfleglingen,
deren Angehörigen oder deren Vertrauenspersonen.“

2. Im Abs. 7 des § 12a hat die lit. g zu lauten:
„g) einem Bediensteten der Tiroler Patientenvertre-

tung,“

3. § 13e hat zu lauten:

„§ 13e
Information über die 

Tiroler Patientenvertretung

(1) Die Träger der Krankenanstalten haben die Pfleg-
linge in geeigneter Weise über die Tiroler Patientenver-
tretung und deren Erreichbarkeit zu informieren.

(2) Auf Wunsch eines Pfleglings haben die Träger der
Krankenanstalten eine an die Tiroler Patientenvertre-
tung gerichtete Beschwerde entgegenzunehmen und
unverzüglich an diese weiterzuleiten.“

Artikel II

Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 2005 in Kraft.
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Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Patientenentschädigungsfonds-Gesetz,
LGBl. Nr. 71/2001, wird wie folgt geändert:

1. Der Abs. 1 des § 6 hat zu lauten:

„(1) Die Entschädigungskommission besteht aus:

a)einem rechtskundigen Bediensteten des Aktiv-
oder des Ruhestandes des Amtes der Tiroler Landes-
regierung mit besonderen Kenntnissen und Erfahrun-
gen im Bereich des Gesundheits- und Krankenanstal-
tenwesens als Vorsitzendem,

b) einem weiteren rechtskundigen Bediensteten des
Aktiv- oder des Ruhestandes des Amtes der Tiroler
Landesregierung und

c) einem Arzt aus dem Kreis der Bediensteten des

Aktiv- oder des Ruhestandes des Amtes der Tiroler
Landesregierung.“

2. § 10 hat zu lauten:
„§ 10

Entschädigungsbeauftragter

Die Aufgaben des Entschädigungsbeauftragten werden
von der Tiroler Patientenvertretung wahrgenommen.“

3. Der Abs. 1 des § 11 hat zu lauten:
„(1) Der Entschädigungsbeauftragte hat die Anträge

auf Gewährung einer Entschädigungsleistung zu prüfen
und vom Träger der Krankenanstalt die zur Entschei-
dung über den Antrag notwendigen Informationen und
Unterlagen zu beschaffen.“

Artikel II

Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 2005 in Kraft.

39. Gesetz vom 9. März 2005, mit dem das Tiroler Patientenentschädigungsfonds-Gesetz
geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

§ 1
Einrichtung, Zweck

(1) Zur Wahrung und Sicherung der Rechte und In-
teressen von Personen, die in Tirol Leistungen auf dem
Gebiet des Gesundheitswesens in Anspruch nehmen
oder aufgrund ihres Gesundheitszustandes solcher Leis-
tungen bedürfen, wird beim Amt der Tiroler Landes-
regierung eine unabhängige Tiroler Patientenvertretung
eingerichtet.

(2) Leistungen im Sinne des Abs. 1 werden durch
Krankenanstalten, Kuranstalten und sonstige in die Zu-
ständigkeit des Landes fallende Gesundheitseinrichtun-
gen sowie im Rahmen des Rettungswesens erbracht.

(3) Durch dieses Gesetz wird die Tätigkeit anderer
Einrichtungen, Vereinigungen und Personen, die der
Wahrung der Rechte und Interessen von Personen dient,
nicht berührt. Die Zuständigkeit der Tiroler Patienten-

vertretung besteht nur insoweit, als nicht nach anderen
bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften eine ent-
sprechende Vertretung für die Rechte und Interessen
nach Abs. 1 vorgesehen ist.

§ 2
Aufgaben

(1) Die Tiroler Patientenvertretung hat für die im § 1
Abs. 1 genannten Personen folgende Aufgaben wahrzu-
nehmen:

a) Entgegennahme und Behandlung von Beschwer-
den sowie Information über das Ergebnis der Prüfung,

b) Aufzeigen von Mängeln oder Missständen und
Hinwirken auf deren Beseitigung,

c) Erteilung von Auskünften im Zusammenhang mit
den Rechten und Pflichten der Personen nach § 1 Abs. 1,

d) Prüfung von Anregungen und Abgabe von Emp-
fehlungen zur Verbesserung der Stellung der Personen
nach § 1 Abs. 1,
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e) Wahrnehmung der Aufgaben des Entschädigungs-
beauftragten nach dem Tiroler Patientenentschädi-
gungsfonds-Gesetz, LBGl. Nr. 71/2001, in der jeweils
geltenden Fassung,

f) Abgabe von Stellungnahmen in grundlegenden all-
gemeinen patientenrelevanten Fragen.

(2) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben hat die Tiroler Pa-
tientenvertretung für die Personen nach § 1 Abs. 1 im
erforderlichen Ausmaß außerhalb der Landeshauptstadt
Sprechstunden bzw. Sprechtage abzuhalten.

(3) Der Tiroler Patientenvertretung ist bei der Durch-
führung von Begutachtungsverfahren zu Gesetz- und
Verordnungsentwürfen des Landes, bei grundlegenden
Planungsvorhaben des Landes und vor der Errichtung
neuer stationärer und ambulanter Versorgungsstruktu-
ren, für die öffentliche Mittel eingesetzt werden, Gele-
genheit zur Abgabe einer Stellungnahme nach Abs. 1
lit. f zu geben.

(4) Der Patientenvertreter und seine Mitarbeiter sind
zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus
dieser Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen, an deren
Geheimhaltung ein schutzwürdiges Interesse einer Per-
son besteht, verpflichtet.

(5) Die Inanspruchnahme der Tiroler Patientenver-
tretung erfolgt unentgeltlich.

§ 3
Mitwirkung, Zusammenarbeit

(1) Die zuständigen Landes- und Gemeindeorgane
sowie die Träger der in die Zuständigkeit des Landes fal-
lenden Gesundheits- und Rettungseinrichtungen haben
die Tiroler Patientenvertretung bei der Besorgung ihrer
Aufgaben zu unterstützen, ihr auf Verlangen die erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen und die benötigten Un-
terlagen vorzulegen. Die Einrichtungen nach § 1 Abs. 2
haben den persönlichen Kontakt der Personen nach § 1
Abs. 1 mit der Tiroler Patientenvertretung zu ermög-
lichen und bei Bedarf geeignete Räumlichkeiten zur
Abhaltung von Sprechstunden bzw. Sprechtagen un-
entgeltlich zur Verfügung zu stellen.

(2) Die Tiroler Patientenvertretung hat mit Patien-
tenselbsthilfegruppen sowie sonstigen in Betracht kom-
menden Personengruppen, die Interessen der Personen
nach § 1 Abs. 1 wahrnehmen, die Zusammenarbeit zu
suchen.

(3) Bei Wahrnehmung oder Vermutung von Miss-
ständen, die in den Zuständigkeitsbereich des Kinder-
und Jugendanwaltes nach dem Tiroler Jugendwohl-
fahrtsgesetz 2002, LGBl. Nr. 51, in der jeweils gelten-
den Fassung fallen, ist dieser zu informieren.

§ 4
Leitung, Organisation, Weisungsfreiheit

(1) Zur Leitung der Tiroler Patientenvertretung ist
von der Landesregierung eine persönlich und fachlich
geeignete Person zum Patientenvertreter auf die Dauer
von fünf Jahren zu bestellen. Die Wiederbestellung ist
zulässig.

(2) Die Landesregierung hat die für die Besorgung
der Aufgaben der Tiroler Patientenvertretung erforder-
lichen Sach- und Geldmittel sowie die aus dem Stellen-
plan sich ergebende Anzahl von Landesbediensteten zur
Verfügung zu stellen.

(3) Der Patientenvertreter hat einen bei ihm verwen-
deten Bediensteten mit seiner Vertretung für den Fall
seiner Verhinderung zu betrauen.

(4) Das Amt des Patientenvertreters endet vorzeitig
durch Amtsverzicht oder Widerruf der Bestellung. Der
Amtsverzicht ist gegenüber der Landesregierung schrift-
lich zu erklären. Er wird mit dem Einlangen der Ver-
zichtserklärung unwiderruflich und, sofern in der Ver-
zichtserklärung nicht ein späterer Zeitpunkt für das
Wirksamwerden angegeben ist, wirksam. Die Landes-
regierung hat die Bestellung zum Patientenvertreter zu
widerrufen, wenn in der Person des Patientenvertreters
Umstände eintreten, die ihn für dieses Amt nicht mehr
geeignet erscheinen lassen, oder wenn er seine Aufga-
ben gröblich vernachlässigt. Endet das Amt des Patien-
tenvertreters vorzeitig, so hat die Landesregierung un-
verzüglich einen neuen Patientenvertreter zu bestellen.

(5) (Landesverfassungsbestimmung) Der Patienten-
vertreter ist bei der Besorgung seiner Aufgaben an keine
Weisungen gebunden. Gegenüber den bei der Tiroler
Patientenvertretung verwendeten Bediensteten ist hin-
sichtlich der Besorgung der Aufgaben nach § 2 aus-
schließlich der Patientenvertreter weisungsberechtigt.

§ 5
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 2005 in Kraft.
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Aufgrund des § 19 Abs. 1 der Tiroler Gemeindeord-
nung 2001, LGBl. Nr. 36, wird auf Antrag der Gemeinde
Elbigenalp (Beschluss des Gemeinderates der Gemeinde
Elbigenalp vom 14. März 2005) verordnet:

Artikel I

Die Verordnung der Landesregierung, mit der die
Besorgung einzelner Angelegenheiten auf dem Gebiet
der örtlichen Baupolizei einiger Gemeinden Tirols auf
die örtlich zuständige Bezirkshauptmannschaft über-

tragen wird, LGBl. Nr. 18/1968, zuletzt geändert durch
die Verordnung LGBl. Nr. 28/2005, wird wie folgt ge-
ändert:

In der lit. e des § 2 wird die Wortfolge „Elbigenalp
(Beschluss vom 14. März 2005)“ eingefügt.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

41. Verordnung der Landesregierung vom 19. April 2005, mit der die Verordnung der Lan-
desregierung betreffend die Übertragung der Besorgung einzelner Angelegenheiten auf
dem Gebiet der örtlichen Baupolizei einiger Gemeinden Tirols auf die örtlich zuständige
Bezirkshauptmannschaft geändert wird

Der Landeshauptmann:
van Staa

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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